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Zu TOP 7 öffentlich       GR-Sitzung am 15.10.2024 
 
Vorberatung Haushaltsplan 2025 
 
kursiv dargestellt:  
Quelle: SIXT/STINGL Gemeindehaushaltsverordnung (Einführung), Boorbergverlag 
 

Am 22. April 2009 hat der baden-württembergische Landtag das Gesetz zur Reform des 
Gemeindehaushaltsrechts beschlossen. Bis Ende 2020 müssen nun die Städte, Gemeinden 
und Kreise ihr Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen auf den neuen Rechtsrahmen 
umstellen.  

 
Der zentrale Reformansatz ist, das bisher zahlungsorientierte Rechnungswesen durch ein 
ressourcenorientiertes Rechnungswesen unter Beibehaltung der Zahlungsorientierung zu 
ersetzen. Das bisherige kommunale Haushalts- und Rechnungswesen wird damit 
grundlegend verändert. Zusätzlich zu den Zahlungsvorgängen, mit denen lediglich der 
Geldverbrauch nachgewiesen wird, soll verursachungsgerecht auch der nicht 
zahlungswirksame Vermögensverzehr in Form von Abschreibungen und die nicht 
zahlungswirksamen Zuführungen zu Rückstellungen für ungewisse Verbindlichkeiten und 
unbestimmte Aufwendungen dargestellt werden. Der gesamte Ressourcenverbrauch und 
das Ressourcenaufkommen der kommunalen Haushaltswirtschaft werden periodengerecht 
sichtbar gemacht und im Jahresabschluss ausgewiesen. Zusätzlich zu den materiellen 
Änderungen wird die bisherige Verwaltungsbuchführung (Kameralistik) durch die 
kaufmännische doppelte Buchführung (Kommunale Doppik) ersetzt. 
 
Die Trennung des Haushalts in einen Verwaltungshaushalt (laufende Verwaltungstätigkeit) 
und in einen Vermögenshaushalt (Investitionen) wird beibehalten und erfolgt nunmehr durch 
einen Ergebnishaushalt und einen Finanzhaushalt. 
 
Im Ergebnishaushalt wird das jährliche Ergebnis der laufenden Verwaltungstätigkeit 
vollständig ausgewiesen und mit seinem Saldo sichtbar gemacht, um welchen Betrag das 
Vermögen der Gemeinde (Kapitalposition der Bilanz) zunehmen oder abnehmen wird. 
 
Der Finanzhaushalt dient in erster Linie, aber nicht ausschließlich, der Planung der 
Investitionen. Er tritt insoweit an die Stelle des bisherigen Vermögenshaushalts. Als 
Planungskomponente zur Finanzrechnung umfasst er die Zahlungsvorgänge der 
Haushaltswirtschaft aus laufender Verwaltungstätigkeit und die Ein- und Auszahlungen für 
Investitionen und Finanzierungsvorgänge (Kredite). Neben der Steuerung der Investitionen 
dient der Finanzhaushalt insoweit auch der Liquiditätsplanung. 
 
Planungsgrundsätze 
Nach dem bisher für die Veranschlagung maßgeblichen Kassenwirksamkeitsprinzip (vgl. 
bisheriger § 80 Abs. 1 GemO) durften die Einnahmen und Ausgaben nur in Höhe der im 
Haushaltsjahr voraussichtlich eingehenden oder zu Ieistenden Beträge veranschlagt werden 
(§ 7 Abs. 1 GemHVO alte Fassung). Dieses Kassenwirksamkeitsprinzip entfällt für den 
Ergebnishaushalt infolge des Ressourcenverbrauchskonzeptes. Es wird ersetzt durch den 
für den Ergebnishaushalt nunmehr geltenden Grundsatz der Verursachung. Danach werden 
im Ergebnishaushalt grundsätzlich die dem Haushaltsjahr nach dem Gesichtspunkt der 
periodengerechten Ergebniswirksamkeit zuzurechnenden ordentlichen Erträge und 
Aufwendungen erfasst. Für die Veranschlagung von außerordentlichen Erträgen und 
Aufwendungen im Ergebnishaushalt, soweit überhaupt planbar, und von Einzahlungen und 
Auszahlungen im Finanzhaushalt gilt weiterhin das Kassenwirksamkeitsprinzip. Für die 
Ermittlung der Ansätze im Wege der Berechnung oder hilfsweisen Schätzung gelten die 
bisherigen Sorgfaltsanforderungen. 
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Die Grundsätze der Einzelveranschlagung und der Bruttoveranschlagung bleiben erhalten. 
Die Einzelveranschlagung wird jedoch durch eine starke Zusammenfassung der 
Haushaltsansätze deutlich reduziert. Die dadurch erreichte Globalisierung dient der 
angestrebten größeren Flexibilität des Haushaltsvollzugs im Zusammenhang mit der Bildung 
von Budgets. 
 
Die Haushaltsansätze im Ergebnishaushalt und im Finanzhaushalt sind künftig nach Arten zu 
veranschlagen. Die bisherige Veranschlagung der Einnahmen nach Entstehungsgrund und 
der Ausgaben nach Einzelzwecken wird aufgegeben. Durch den Wegfall einer Vielzahl von 
Haushaltsstellen und die Einführung globalisierter Budgets, die gleichzeitig Informationen 
über die bedeutenden, zu erbringenden Leistungen (Produkte, Produktgruppen) enthalten, 
soll die Beratung und die Verabschiedung des Haushaltsplans durch den Gemeinderat eine 
neue, stärker am Ergebnis orientierte Ausrichtung erhalten. 
 
Deckungsgrundsätze 
Der Grundsatz der Gesamtdeckung, wonach die Gesamtheit aller Erträge grundsätzlich zur 
Deckung aller Aufwendungen des Ergebnishaushalts, die Gesamtheit aller Einzahlungen 
grundsätzlich zur Deckung aller Auszahlungen des Finanzhaushalts dient, bleibt bestehen. 
 
Liquidität und Rücklagen 
§ 89 Abs. 1 GemO verlangt von den Gemeinden, dass Auszahlungen rechtzeitig geleistet 
werden können. Dies macht eine kontinuierliche Steuerung der liquiden Mittel notwendig, 
damit die erforderlichen Zahlungsmittel rechtzeitig verfügbar sind. Ein bestimmter 
Rücklagenbestand als Betriebsmittel der Gemeindekasse (bisherige Mindestrücklage nach § 
20 Abs. 2 GemHVO 1973 in Höhe von zwei Prozent der Ausgaben des 
Verwaltungshaushalts) ist nicht mehr vorgeschrieben. 
 
Überschüsse der Ergebnisrechnung sind nach § 90 Abs. 1 GemO den Rücklagen 
zuzuführen. Ergänzend bestimmt § 23, dass hierfür gesonderte Überschussrücklagen für das 
ordentliche und das Sonderergebnis auszuweisen sind. Die Bildung von weiteren 
zweckgebundenen Rücklagen ist möglich. 
 
Haushaltsgleich 
Die Vorschriften zum Haushaltsausgleich ergänzen die Bestimmung des § 80 Abs. 2 und 3 
GemO zum Haushaltsausgleich und die Gesetzmäßigkeitsanforderungen bei nicht 
ausgeglichenem Haushalt entsprechend den nach dem Ressourcenverbrauchskonzept sich 
ergebenden Stufen der kommunalen Finanzsituation. Örtliche finanzpolitische Grundsätze 
und Ziele werden durch die Gemeinde selbst festgelegt. Im ressourcenorientierten 
Haushaltssystem bezieht sich der Haushaltsausgleich auf den Ergebnishaushalt als 
Planungskomponente zur Ergebnisrechnung (Ressourcenverbrauchsrechnung). Für den 
Finanzhaushalt ist ein Ausgleich nicht vorgeschrieben. 
 
Die Ausgleichspflicht bezieht sich auf die ordentlichen Erträge und Aufwendungen, zu denen 
außerordentliche Erträge (z.B. Erträge aus Vermögensveräußerungen) und Kredite nicht 
zählen. Dieser Ausgleich von ordentlichen Erträgen und Aufwendungen innerhalb der 
Rechnungsperiode wenigstens in einem mittelfristigen Zeitraum ist Grundprinzip einer 
nachhaltigen Finanzwirtschaft und bedingt die nach § 77 Abs. 1 GemO schon bisher 
bestehende Pflicht der Kommunen, die Haushaltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass 
die stetige Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Der Grundsatz, dass ordentliche Erträge 
und Aufwendungen ausgeglichen sein sollen, ist auch Ausfluss des Grundsatzes, wonach 
jede Generation die von ihr verbrauchten Ressourcen durch Entgelte und Abgaben wieder 
ersetzen soll, so dass damit nicht ihre Nachfolgegenerationen belastet werden. 
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Die Gemeinde Michelbach an der Bilz hat zum 01.01.2017 das Rechnungswesen 
umgestellt (Neues Kommunales Haushalts- und Rechnungswesen – NKHR). 
 
Am 15.10.2024 soll über den beigefügten Haushaltsplanentwurf beraten werden, 
Änderungen sind ggf. in dieser Sitzung zu beschließen. Eine weitere Beratung des 
Haushaltsplans 2025 ist für den 12.11.2024 vorgesehen. Der Entwurf enthält noch 
keine Ansätze über Interne Leistungsverrechnungen (Kontengruppe 38/48). Da sich 
diese Positionen in Ertrag und Aufwand ausgleichen, ändert sich an den übrigen 
Haushaltsansätzen nichts. Ebenfalls noch nicht berechnet sind Abschreibungen, 
Auflösung und kalk. Verzinsung. Zur besseren Interpretation der Zahlen werden die 
jährlichen Abschreibungen im Folgenden mit 600.000 € angesetzt. 
 
Es ist vorgesehen, die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan am 10.12.2024 zu 
verabschieden. 
 
Die nachfolgenden Punkte werden zur Diskussion, Aussprache und ggf. 
Beschlussfassung in der Sitzung am 15.10.2024 gestellt: 
 
 
1) Ergebnishaushalt 2025 
 
Die Personalaufwendungen (Kontengruppe 40) steigen auf 3.719.610 € (Vorjahr: 
3.676.690 €), dies ist im Wesentlichen auf Lohnerhöhungen aufgrund von 
Tariferhöhungen zurückzuführen. Auch künftig ist mit weiteren Steigerungen zu 
rechnen, insbesondere bedingt durch den Ausbau der Kinderbetreuung. In der 
Kernzeitenbetreuung werden derzeit rund 100 Kinder betreut, es wird auch weiterhin 
zusätzliches Personal benötigt. Bedingt durch die hohen Kinderzahlen wurde eine 
dritte Krippengruppe eingerichtet. Bis zur Fertigstellung des Anbaus in 
Gschlachtenbretzingen mussten die Kinder seit Herbst 2019 provisorisch 
untergebracht werden. Dies erfolgte unter sehr eingeengten Bedingungen im 
Michelbacher Kindergarten, indem vorübergehend der Turnraum als Gruppenraum 
genutzt wurde. Der Umzug nach Gschlachtenbretzingen ist Anfang Januar 2024 
erfolgt. 
 
Die Aufwendungen für Bewirtschaftung (Konto 4241) betragen 671.690 € (Vorjahr: 
681.790 €). Für die Gebäudeunterhaltung (Konto 4211) sind 123.000 € veranschlagt 
(Vorjahr: 123.500 €). Seit 2024 wurden die Mittel deutlich gekürzt, da umfangreiche 
Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen erforderlich sind, um das Defizit im 
Ergebnishaushalt zu minimieren. Der Aufwand für EDV (Konto 42710001) ist mit 
117.050 € angesetzt (Vorjahr: 113.450 €), bei der Kläranlage ist durch den Ausbau 
der Fernüberwachung dauerhaft mit höheren Kosten zu rechnen. Für 
Geschäftsaufwendungen (Konto 4431) stehen 165.610 € (Vorjahr: 162.510 €) zur 
Verfügung. 
 
Bei der Feuerwehr (Kostenstelle 12600100) gibt es erfreulicherweise wieder 
Neuzugänge. Die neuen Kameraden müssen entsprechend mit Dienst- und 
Schutzkleidung ausgestattet werden. Außerdem sind Ersatzbeschaffungen bei der 
Einsatzkleidung (Hosen und Jacken) und der weiteren Schutzausrüstung 
erforderlich. Insgesamt sind 30.000 € für Dienst- und Schutzkleidung der aktiven 
Feuerwehr und 3.000 € für die Jugendfeuerwehr (Kostenstelle 12600400) 
veranschlagt. Der tatsächliche Bedarf bei der aktiven Wehr liegt deutlich darüber – 
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wünschenswert wäre beispielsweise die Ergänzung der Tagesdienstkleidung für die 
Einsatzabteilung. Aufgrund der begrenzten Mittel auch in anderen Bereichen können 
nur die dringend notwendigen Beschaffungen getätigt werden. Für die Aus- und 
Fortbildung wurden 16.000 € veranschlagt. Bei mehrtägigen Lehrgängen muss die 
Gemeinde die Lohnausfallkosten tragen. Es handelt sich hier um eine Pflichtaufgabe 
der Gemeinde. 
 
Die Elternbeiträge für die Ganztagsbetreuung und die Kinderkrippe lagen unter den 
Landesrichtsätzen. Beschlossen wurde am 27.06.2023, dass ab dem 
Kindergartenjahr 2024/2025 die Landesrichtsätze bei der Kleinkindbetreuung gelten. 
Es wurde ferner beschlossen, dass die Gebühren der Kernzeitenbetreuung künftig 
analog der Elternbeiträge in Kindertagesstätten jährlich um den von den Kirchen und 
Kommunalen Landesverbänden vorgeschlagenen Prozentsatz erhöht werden. 
 
Die Kosten für den Evangelischen Kindergarten (Kostenstelle 36501103) steigen 
weiterhin an von 280.000 € auf 300.000 €. Außerdem belastet der Waldkindergarten 
(Kostenstelle 36501104) den Haushalt mit 90.000 € (Vorjahr: 67.000 €). Ob die 
Zuwendungen an den Waldkindergarten künftig anders berechnet werden, ist 
weiterhin offen. Hierüber ist zu gegebener Zeit vom Gemeinderat zu entscheiden. 
Derzeit erhält der Waldkindergarten 70 % Förderung, bezogen auf die 
Aufwendungen. Eine Gleichbehandlung mit dem Evangelischen Kindergarten würde 
bedeuten, dass der Waldkindergarten rund 3.000 € pro Jahr weniger erhalten würde, 
als bisher. Aus dem Finanzausgleich erhält die Gemeinde seit 2020 rund 60.000 € 
für die pädagogische Leitungszeit, freien Trägern sind die Ausgaben auszugleichen. 
Die Abrechnung mit der Kirche und dem Waldkindergarten wurde angepasst. 
 
Bezogen auf alle Kindergärten liegt die Kostendeckung im Jahr 2025 voraussichtlich 
nicht über 33 Prozent, einschließlich der Zuweisungen aus dem Finanzausgleich. 
 
In der Rudolf-Then-Halle (Produkt 42410200) wird seit 2014 mit höheren Erträgen 
gerechnet. Der neue Vertrag mit dem Schulzentrum wurde nach langen 
Verhandlungen am 17.03.2014 unterzeichnet. Das Schulzentrum beteiligt sich 
weiterhin nicht an den Kosten für Gebäudeunterhaltung und die Anschaffung von 
Geräten. Auch eine Beteiligung an den Kosten für die umfangreiche derzeit laufende 
Sanierung ist vertraglich nicht vereinbart. Die Halle wird für rund 4,2 Mio. € saniert, 
das Schulzentrum beteiligt sich mit 0,00 € an den Sanierungskosten. 
 
Der TSV möchte den bestehenden Hartplatz gerne zu einem Kunstrasenplatz 
umbauen. Ein entsprechender Nutzungsvertrag mit dem TSV wurde am 03.07.2024 
unterzeichnet. Vom Gemeinderat ist im Zuge der Haushaltsberatungen 2025 noch zu 
entscheiden, ob Haushaltsmittel für die Umnutzung der ehemaligen Tennisplätze 
bereitgestellt werden (können). Die Kosten für die Umnutzung werden auf rund 
21.000 € geschätzt, eventuell kann die Maßnahme mit 80% über das Regionalbudget 
(LEADER) gefördert werden. Ein entsprechender Förderantrag wurde 2024 bereits 
gestellt und damals mangels ausreichender Fördermittel abgelehnt. 
 
Bei der Straßen- und Feldwegunterhaltung besteht nach wie vor großer 
Nachholbedarf. Trotzdem müssen auch hier im Zuge der Haushaltskonsolidierung 
die Mittel seit 2024 reduziert werden. Bisher waren Straßen (UA 6300) und Feldwege 
(UA 7850) getrennt zu veranschlagen, künftig sind sie zusammengefasst bei 
Produktbereich 54 (Restmittel Stand 04.10.2024: 30.521,87 €). Für die 
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Straßenentwässerung in Gschlachtenbretzingen, die an die Abwasseranlagen der 
Stadt Schwäbisch Hall angeschlossen ist, erbringt die Stadt Schwäbisch Hall eine 
Leistung für die Gemeinde Michelbach an der Bilz. Die Ableitung und Behandlung 
des anfallenden Oberflächenwassers verursacht bei der Stadt Kosten. Die öffentlich-
rechtliche Vereinbarung mit der Stadt Schwäbisch Hall wurde 2024 angepasst. In 
diesem Zusammenhang wurde auch die Niederschlagswassergebühr Straßen (sog. 
Straßenentwässerungsanteil) berücksichtigt. Für 2025 ist hier mit Aufwendungen in 
Höhe von rund 20.000 € zu rechnen (54100101/44520000). 
 
Die Aufwendungen für den Fremdwasserbezug (Produkt 53300000) reduzieren sich 
von 156.080 € auf 132.000 €. Für Wasserbezugsrechte müssen voraussichtlich 
125.200 € (Vorjahr: 120.660 €) aufgewendet werden. Die Aufwendungen wurden auf 
der Grundlage der letztjährigen Finanzplanung berechnet, für 2025 ff. liegen derzeit 
noch keine aktuellen Planzahlen vom Wasserlieferanten vor. 
 
Die Wasser- und Abwassergebühren wurden zum 01.01.2025 angepasst. Die 
Gebühren 2025 sind entsprechend der Neukalkulation veranschlagt. 
 
Die Bestattungsgebühren wurden zum 01.07.2024 angepasst, angestrebt werden 
100% Kostendeckung. 
 
Für die gemeinsame Klimastrategie des Landkreises wurden Aufwendungen und 
Erträge berücksichtigt (Produkt 56100000). Der Gemeinderat hat am 19.07.2022 der 
vorgestellten Konzeption des Landkreises zugestimmt, die notwendigen 
Haushaltsmittel sind zu veranschlagen. 
 
Die Hebesätze für die Grundsteuer A, Grundsteuer B und die Gewerbesteuer wurden 
zum 01.01.2024 um je 20 v.H. erhöht. Aufgrund der Haushaltssituation war es 
dringend geboten, die Hebesätze anzupassen. Durch die Grundsteuerreform ändert 
sich die Bemessungsgrundlage für die Festsetzung der Grundsteuer ab dem 
01.01.2025: Die Steuermessbeträge werden neu festgesetzt. Im beiliegenden 
Haushaltsentwurf wurden die Steuereinnahmen analog dem Vorjahr veranschlagt, 
die Hebesätze müssen entsprechend angepasst werden. Die Verwaltung schlägt vor, 
dass die Hebesätze aufkommensneutral berechnet werden. Sobald verlässliche 
Daten zur Bemessungsgrundlage vorliegen, können die neuen Hebesätze ermittelt 
werden. 
 
Der Haushaltserlass 2025 des Innenministeriums mit Orientierungsdaten zur 
kommunalen Haushalts- und Finanzplanung dient als Grundlage für die Haushalts- 
und Finanzplanung 2025 ff. Nach wie vor liegen diese Daten vom Finanzministerium 
aber noch nicht vor. Der Gemeindetag hat am 01.10.2024 mitgeteilt, dass vor der 
Oktobersteuerschätzung 2024 nicht mit einer Veröffentlichung der 
Orientierungsdaten zu rechnen sein dürfte. Hilfsweise wurde die Berechnung auf der 
Basis der Mai-Steuerschätzung 2024 durchgeführt. Eine Aktualisierung der Daten auf 
der Grundlage des Haushaltserlasses 2025 wird nach dessen Veröffentlichung 
erfolgen. Bei den nachfolgend genannten Zahlen wird es daher noch zu Änderungen 
und ggf. auch zu Verschlechterungen kommen. 
 
Die Zuweisungen aus dem Finanzausgleich erhöhen sich um 472.100 €, die 
Umlagen erhöhen sich um 85.330 €. Es ergibt sich hieraus eine Entlastung in Höhe 
von 386.770 €: 
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Zuweisungen 

2024 2025

mehr/-

weniger

30210000 Gemeindeanteil EkSt. 2.612.100 2.830.920 218.820

30220000 Gemeindeanteil USt. 143.710 145.530 1.820

30510000 Familienleistungsausgleich 214.960 224.180 9.220

31110000 Schlüsselzuw. vom Land 2.566.540 2.808.780 242.240

5.537.310 6.009.410 472.100  
 
Umlagen 

2024 2025

mehr/-

weniger

43410000 Gewerbesteuerumlage 85.260 85.260 0

43710000 FAG-Umlage 1.240.450 1.167.410 -73.040

43720000 Kreisumlage 1.796.120 1.954.490 158.370

3.121.830 3.207.160 85.330  
 
Der Kreisumlagehebesatz beträgt derzeit 32%. In der letztjährigen Finanzplanung 
wurde ab 2025 mit einem Hebesatz von 36,5% gerechnet. Nach derzeitigem Stand 
steht eine Erhöhung um 5% bzw. um bis zu 10 % im Raum. Die 
Haushaltseinbringung soll am 22.10.2024 erfolgen. Die endgültige Höhe des 
Hebesatzes wird vom Kreistag bei der Verabschiedung des Kreishaushalts am 
17.12.2024 beschlossen. Im beigefügten Haushaltsplanentwurf wurde ein Hebesatz 
von 37% für die Haushaltsplanung 2025 und die Finanzplanung 2026 bis 2028 
zugrunde gelegt. 
 
Aus der beigefügten Gesamtübersicht ergibt sich für den Ergebnishaushalt ein 
veranschlagtes ordentliches Ergebnis von 59.509 € bei geschätzter AfA von 
600.000 € (Vorjahr – 769.510 € = Jahresfehlbetrag!). Der Ausgleich von ordentlichen 
Erträgen und Aufwendungen ist Grundprinzip einer nachhaltigen Finanzwirtschaft, 
um die stetige Aufgabenerfüllung zu sichern. 
 
 
2) Investitionstätigkeit 2025 
 
Eine Übersicht über die geplanten Investitionen 2025 ist als Anlage beigefügt. 
 
Der Gemeinderat hat am 10.09.2024 einstimmig beschlossen, dass das Objekt 
Bretzinger Str. 12 erworben wird. Einschließlich Nebenkosten sind 50.000 € 
veranschlagt. Der Kaufpreis in Höhe von 44.000 € wird mit etwa 60% bezuschusst, 
da das Anwesen im Sanierungsgebiet liegt. 
 
Beim Bauhof sind Ersatzbeschaffungen notwendig. Es wird mit Kosten in Höhe von 
10.000 € gerechnet, insgesamt sind 20.000 € veranschlagt für den Erwerb von 
beweglichen Sachen. 
 
Für den Erwerb von Grundstücken sind 10.000 € veranschlagt. Grundstückserlöse 
und Beiträge für den Verkauf von Bauplätzen in den Baugebieten „Am Höhweg II“ 
und „Straßenäcker“ sind ebenfalls berücksichtigt. 
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Für die Feuerwehr (5.000 € Rollcontainer GW-T, 10.000 € Aufenthaltszelte JFW) sind 
Ersatzbeschaffungen eingeplant. 
 
Für die Beladung des GW-T war bereits im Vorjahr eine Zusatzausrüstung in Form 
von verschiedenen Rollcontainern erforderlich. Ein weiterer Rollcontainer soll 2025 
beschafft werden (Rollcontainer Atemschutz), veranschlagt sind 5.000 €. Weitere 
Anschaffungen für die Feuerwehr sind mit 10.000 € angesetzt. 
 
Nachdem im Jahr 2024 der analoge Betriebsfunk für die Fahrzeuge und das 
Feuerwehrmagazin auf den Digitalfunk umgestellt wurde, steht nun die Umstellung 
des Einsatzstellenfunk an. Der Kreisbrandmeister hat den Feuerwehren im Landkreis 
Schwäbisch Hall empfohlen ab 2025 finanzielle Mittel in den jeweiligen Haushalten 
für die Umstellung einzuplanen. Die Umstellung des Einsatzstellenfunks auf den 
Digitalfunk ist notwendig, da zum einen die Nutzung der Frequenzen ausläuft und 
zum anderen die analoge Technik der Hersteller nicht mehr vollumfänglich 
unterstützt wird. Beim Einsatzstellenfunk handelt es sich um Handsprechfunkgeräte, 
die von einzelnen Personen und Trupps an der Einsatzstelle verwendet werden. Das 
Land Baden-Württemberg unterstützt die Umstellung auf den digitalen 
Einsatzstellenfunk mit einer Förderung im Rahmen der VwV-Z-Feu in Höhe von 
250 € pro Endgerät. Das Landratsamt strebt eine zentrale Beschaffung an bzw. eine 
zentrale Vereinbarung der Konditionen für alle Kreisgemeinden. Einen konkreten 
Zeitplan für die Umstellung gibt es momentan noch nicht, allerdings sind ab dem Jahr 
2025 vorsorglich ausreichend finanzielle Mittel einzuplanen und bereitzustellen. 
 
Für die Grundschule waren bisher jährlich 3.000 € für den Erwerb von beweglichen 
Vermögensgegenständen veranschlagt. Erforderlich ist die Neumöblierung von 
Klassenzimmern. Pro Klassenzimmer ist mit Kosten von rund 8.000 € zu rechnen, 
der Ansatz wird daher erhöht auf künftig jährlich 10.000 €. Außerdem sollen 5 digitale 
Tafeln (Pylonen mit Flügeln) angeschafft werden. Die erforderlichen Elektroarbeiten 
wurden im August 2024 bereits durchgeführt. Die Anschaffung der digitalen Tafeln 
konnte mangels verfügbarer Haushaltsmittel nicht mehr im Jahr 2024 erfolgen. 
 
Der Gemeinderat hat am 27.06.2023 beschlossen, dass auf dem Dach des 
Kindergartens in Gschlachtenbretzingen zwei Photovoltaikanlagen mit 10 Kw-Peak 
und 20 Kw-Peak installiert werden sollen. Die Maßnahme wurde bisher noch nicht 
ausgeschrieben. Mit Beschluss vom 09.04.2024 wurde der Auftrag für die Installation 
einer Photovoltaikanlage auf dem Dach der Rudolf-Then-Halle vergeben. Aus dem 
Haushaltsjahr 2023 steht noch ein Ermächtigungsübertrag von 50.000 € zur 
Verfügung, insgesamt belaufen sich die Kosten für die drei Anlagen auf rund 
65.000 €, sodass im Jahr 2025 noch 15.000 € zu berücksichtigen sind. 
 
Im Zuge der Straßensanierung OD Michelbach und OD Rauhenbretzingen (L1055) 
sollen Wasserleitung und Kanal erneuert werden. Die entsprechenden Beschlüsse 
wurden am 21.02.2024 einstimmig gefasst. Die notwendigen Mittel sind daher in der 
Haushalts- und Finanzplanung zu berücksichtigen. 
 
Der Gemeinderat hat am 24.05.2022 beschlossen, dass weitere Eigenmittel für die 
Breitbandplanung ab 2023 bereitgestellt werden (weiße/graue Flecken). Die 
Haushaltsansätze wurden entsprechend den Berechnungen des Zweckverbands 
Breitband angepasst (Fortschreibung 2025). 
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Entsprechend dem Gemeinderatsbeschluss vom 21.02.2024 sollen die Kosten für 
die Gehwegerneuerung und die Umgestaltung der Nebenflächen in der Bretzinger 
Straße und der Hirschfelder Straße berücksichtigt werden. Kosten hierfür rund 
300.000 €. Die Maßnahme ist im Zuge des Städtebausanierungsprogramms 
grundsätzlich förderfähig. 
 
Für die Erschließung Straßenäcker stehen noch Ermächtigungsüberträge in Höhe 
von 349.030 € zur Verfügung. Die darüber hinaus notwendigen Mittel wurden 
entsprechend dem Gemeinderatsbeschluss vom 25.10.2022 im Jahr 2024 
veranschlagt (130.000 €). Durch den Bau der Linksabbiegespur entstehen Kosten 
von rund 460.000 €, für den Neubau von Fuß- und Radwegen 89.000 € und für die 
Erschließung der Planstraße B 160.000 €. Da die bereits veranschlagten Mittel nicht 
ausreichen, müssen 2025 weitere Mittel für die Maßnahme bereitgestellt werden. 
 
Im Haushaltsplan sind jährlich 3.000 € für Neuinvestitionen bei den 
Kinderspielplätzen veranschlagt. Im Zuge der Haushaltsberatungen 2020 wurde der 
Ansatz auf 10.000 € erhöht. Ausgegeben wurden im Jahr 2020 jedoch nur 1.820,13 € 
für Neuanschaffungen und im Jahr 2021 bis 2023 gab es gar keine Auszahlungen. 
Auf Antrag wurden 50.000 € für das Jahr 2022 für eine Spielplatzerweiterung 
aufgenommen. Diese Maßnahme wurde 2022 und 2023 nicht umgesetzt, die Mittel 
wurden gem. Beschluss des Gemeinderats vom 25.04.2023 übertragen und stehen 
auch im Jahr 2024 noch zur Verfügung (Gesamt verfügbar Stand 27.09.2024: 
67.170 €). Eine Sanierung bzw. Erweiterung des Spielplatzes Leitenäcker könnte 
durch Übertragung der Mittel in das Jahr 2025 finanziert werden. 
 
Die übrigen Investitionen wurden entsprechend den Beschlüssen aus der 
letztjährigen Haushalts- und Finanzplanung übernommen. 
 
Der veranschlagte Finanzierungsmittelbedarf aus Investitionstätigkeit liegt bei 
248.900 €, für die Tilgung von Krediten sind 72.500 € veranschlagt. Erforderlich ist 
eine Kreditaufnahme in Höhe von voraussichtlich 200.000 €. Es besteht außerdem 
noch eine Kreditermächtigung in Höhe von 2.000.000 € aus dem Jahr 2024. Durch 
den zügigen Bauplatzverkauf im Jahr 2017 und durch veranschlagte, aber noch nicht 
begonnene (Investitions-) Maßnahmen sind die liquiden Mittel bisher weit über der 
Mindestliquidität, sodass eine Kreditaufnahme bis zum Jahr 2022 nicht zulässig war. 
Der Schuldenstand zum 31.12.2024 wird bei 17.500 € liegen und die Gemeinde 
Michelbach an der Bilz wäre ohne neue Kredite zum 30.06.2025 schuldenfrei. 
 
 
3) Investitionstätigkeit 2026 bis 2028 
 
Eine Übersicht über die geplanten Investitionen 2026 bis 2028 ist als Anlage 
beigefügt. 
 
Für den Bauhof (2027: 130.000 € Ersatzbeschaffung Fendt 208) sind 
Ersatzbeschaffungen eingeplant. 
 
Grundstückserlöse und Beiträge für den Verkauf von Bauplätzen im Baugebiet 
„Straßenäcker“ sind letztmalig 2026 berücksichtigt. 
 



Seite 9 von 11 

Gem. dem am 12.11.2024 zu beschließenden Feuerwehrbedarfsplan soll im Jahr 
2028 der MTW ersetzt werden. Der zu erwartende Zuschuss vom Land ist ebenfalls 
berücksichtigt. 
 
Insgesamt benötigt die Grundschule 8 digitale Tafeln. Die restlichen 3 Tafeln sollen 
2026 beschafft werden. 
 
Für die Erschließung des Gewerbegebiets Burgbretzingen wurden die Mittel 
außerhalb des Finanzplanungszeitraums aufgeführt. 
 
In der Schäufeläcker muss dringend die Wasserleitung erneuert werden. 
 
Beim Breitbandausbau wurde der Gemeindeanteil für den Ausbau der weißen und 
grauen Flecken sowie der dunkelgrauen Flecken entsprechend den Berechnungen 
des Zweckverbands Breitband angepasst. 
 
Die übrigen Investitionen wurden entsprechend den Beschlüssen aus der 
letztjährigen Finanzplanung übernommen. Ob die Sanierung des Hauptspielfelds und 
der Erwerb weiterer Wasserbezugsrechte im Jahr 2027 realisiert werden können, 
hängt auch von den finanziellen Spielräumen ab. 
 

 2026 2027 2028 

Einzahlungen 
Investitionstätigkeit 

   137.800 €      13.250 €      29.000 € 

Auszahlungen 
Investitionstätigkeit 

   962.000 €    799.500 €    532.000 € 

Finanzierungsmittel-
bedarf aus Invest.tät. 

   824.200 €    786.250 €    503.000 € 

Kreditaufnahme    800.000 €    750.000 €    500.000 € 

Tilgung    150.000 €    187.500 €    212.500 € 

 

In den Jahren 2026 bis 2028 entsteht ein hoher Finanzierungsmittelbedarf aus 
Investitionstätigkeit. Kreditaufnahmen sind in den Jahren 2026 bis 2028 in Höhe des 
Finanzierungsmittelbedarfs aus Investitionstätigkeit nur zulässig, soweit die liquiden 
Mittel nicht über der Mindestliquidität liegen. In diesem Fall wäre der die 
Mindestliquidität übersteigende Betrag vom Finanzierungsmittelbedarf in Abzug zu 
bringen. Die Mindestliquidität liegt bei rund 150.000 €, die liquiden Mittel zum 
Jahresende 2025 liegen unter Berücksichtigung von Krediten in Höhe von 
2.200.000 € voraussichtlich bei -837.422 €. d.h. rechnerisch wäre bereits 2025 eine 
Kreditaufnahme erforderlich. Beim Blick auf die beigefügte Liquiditätsübersicht wird 
aber auch deutlich, dass in den letzten Jahren zwar viel beschlossen, aber wenig 
umgesetzt wurde: Die Auszahlungen aufgrund von übertragenen Ermächtigungen 
der Vorjahre belaufen sich inzwischen auf 10.547.260 €, die Einzahlungen auf 
5.672.400 € (Saldo -4.874.860 €). Im Jahr 2024 wurden einige Maßnahmen 
begonnen, sodass diese Mittel nun zügig abfließen werden. 
 
Der Kreditbedarf, der sich ab dem Jahr 2025 ergibt, ist auch abhängig von der Höhe 
der Investitionen, die in der Planung noch nicht berücksichtigt sind (vgl. Punkt 5). 
Eine Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung der Liquidität ist als Anlage 
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beigefügt. Bei einer angenommenen Mindestliquidität von 150.000 € summiert sich 
der Bedarf bis zum Jahr 2028 auf 7.856.422 € (= 3.456.422 € + 4.250.000 € + 
150.000 €), wenn keine Gegensteuerung erfolgt. Zulässig wären maximal (!) 
4.250.000 €, dies würde bedeuten, dass sich ein negativer Saldo bei den liquiden 
Eigenmitteln ergibt. 
 
 
4) Haushaltsausgleich im Finanzplanungszeitraum 2026 bis 2028 
 

 2026 2027 2028 

Jahresfehlbetrag ErgHH 
(angen. AfA 600.000 €) 

-1.024.150 € -1.477.590 € -1.303.810 € 

 

In allen Jahren ergibt sich für den Ergebnishaushalt ein Jahresfehlbetrag, d.h. das 
veranschlagte ordentliche Ergebnis ist negativ. Wie bereits erwähnt, ist der Ausgleich 
von ordentlichen Erträgen und Aufwendungen Grundprinzip einer nachhaltigen 
Finanzwirtschaft, um die stetige Aufgabenerfüllung zu sichern. 
 
Bereits nach altem Haushaltsrecht konnte ab 2017 kein ausgeglichener Haushalt 
mehr erstellt werden. Die Mindestzuführung (=Kreditbeschaffungskosten plus 
ordentliche Tilgung) wurde in keinem Jahr erreicht, Ersatzdeckungsmittel standen 
nicht in ausreichender Höhe zur Verfügung. 
 
Durch die Einführung des Ressourcenverbrauchskonzepts ist es noch schwerer, den 
Ergebnishaushalt auszugleichen, insbesondere deshalb, weil die veranschlagten 
Abschreibungen höher sind, als die ordentliche Tilgung. Die Gemeinde verfügt 
aktuell über eine sehr gute Liquidität. Dies darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass die finanzielle Leistungsfähigkeit dauerhaft gesichert werden muss. Das gelingt 
nur durch einen ausgeglichenen Ergebnishaushalt. Alle Möglichkeiten zur 
Einnahmenbeschaffung und zur Einsparung von Ressourcen sind auszuschöpfen 
bzw. konsequent zu nutzen. Ziel muss die schnellstmögliche Wiedererlangung des 
Haushaltsausgleichs sein. 
 
 
5) Änderungsliste 
 
Die nachfolgenden Projekte sind noch nicht berücksichtigt, über die Aufnahme in den 
Haushaltsplan 2025 oder die Finanzplanung ist vom Gemeinderat zu entscheiden. 
Die Aufwendungen bzw. Auszahlungen erhöhen sich entsprechend und 
verschlechtern den Haushalt nochmals. Neue Projekte sollten möglichst nicht auf 
den Weg gebracht werden. Stattdessen sollte man bereits begonnene Maßnahmen 
zügig zum Abschluss bringen. Ferner wurden zahlreiche bereits beschlossene 
Projekte noch nicht begonnen. Dies sollte im Fokus stehen. 
 

- Nutzung alte Tennisplätze    21.000 € 
Für die Maßnahme soll ein Zuschuss beantragt werden (80%). 
 

- Homepage Grundschule, Bürgerportal online 15.000 € 
 

- Digitalisierung Verwaltung (AIDA)  
Die Kosten werden noch ermittelt und am 12.11.2024 dem GR vorgelegt. 
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6) Restmittel 
 
Für bereits beschlossene und teilweise auch begonnene Maßnahmen stehen noch 
Ermächtigungsüberträge in Höhe von 10.547.260 € zur Verfügung. Ein Großteil 
dieser Mittel fließt voraussichtlich erst 2025 ff. ab. Die Gemeinde verfügt daher 
zurzeit noch über eine sehr gute Liquidität. 
 
 
7) Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung 
 
Die Gemeinde wurde vom Kommunalamt aufgefordert, bis zum 30.09.2023 ein 
verbindliches Konsolidierungskonzept zu erstellen, in dem dargestellt ist, durch 
welche Maßnahmen der negative Verlauf der finanziellen Entwicklung verhindert 
werden soll. Diese Aufforderung kam nicht überraschend. Die Problemstellung ist 
nicht neu und hat das Gremium auch schon in der Vergangenheit beschäftigt. Auf 
absehbare Zeit ist keine Verbesserung der finanziellen Situation zu erwarten, die 
Notwendigkeit, die das Kommunalamt sieht, wird seitens der Kämmerei 
vollumfänglich mitgetragen. Auch das Gremium hat in der Vergangenheit die Signale 
erkannt und in den letzten Jahren erfolgreich für den massiven Schuldenabbau 
gekämpft. Der Schuldenstand zum 31.12.2024 wird bei 17.500 € liegen und die 
Gemeinde Michelbach an der Bilz wäre ohne neue Kredite zum 30.06.2025 
schuldenfrei.  
 
Im Haushaltserlass 2024 vom 08.02.2024 wurde die Gemeinde gebeten, bis zum 
30.06.2024 über den weiteren Verlauf der Konsolidierungsbemühungen zu berichten. 
Der Gemeinderat hat Beschlüsse gefasst, die zur Konsolidierung beitragen und in 
das Konzept eingeflossen sind. Dieser Erfolg soll nicht gefährdet werden. Aus 
diesem Grund wird beabsichtigt, bereits geplante Projekte anzugehen bzw. 
umzusetzen, bevor neue kostenintensive Investitionen begonnen werden, zumal für 
diese eine detaillierte Planung und Vorbereitung erforderlich ist. 
 
Die Genehmigungsfähigkeit der Haushalte ab dem Jahr 2025 muss oberstes Ziel 
sein. 
 
 
8) Beschlussvorschläge: 
 

- Die Anpassung der Grundsteuerhebesätze ab dem Jahr 2025 soll 
aufkommensneutral sein. Eine entsprechende Hebesatzsatzung wird von der 
Verwaltung vorbereitet und soll im November 2024 verabschiedet werden. 
 

- Nutzung alte Tennisplätze    21.000 € 
Für die Maßnahme soll ein Zuschuss beantragt werden (80%). 

 

- Homepage Grundschule, Bürgerportal online 15.000 € 

 
 
 
 

Aufgestellt: 27.09.2024/Ergänzt 04.10.2024 
Neidhardt 


